
In den neu zu wählenden Volksvertretungen gilt es die führende Rolle der 
Arbeiterklasse spürbar zu erhöhen. Jede Kreisleitung unserer Partei trägt 
dafür die Verantwortung, daß in der künftigen Volksvertretung mehr Pro­
duktionsarbeiter und produktiv tätige Mitglieder landwirtschaftlicher Pro­
duktionsgenossenschaften vertreten sind, die eng mit dem Leben der 
werktätigen Bürger vertraut sind. So können die im Territorium gegebenen 
Möglichkeiten zur ständigen Verbesserung der Lebensbedingungen voll ge­
nutzt werden.
Die Arbeiterklasse ist in besonderem Maße aktiv und entscheidungsfreudig — 
das beweist sie täglich neu vor allem in der materiellen Produktion. Stärker 
von Arbeitern und Genossenschaftsbauern, von den Frauen und von der 
Jugend geprägte örtliche Volksvertretungen werden auch entscheidend dazu 
beitragen, den Arbeitsstil des VIII. Parteitages der SED noch umfassender 
durchzusetzen.
Um diese Entwicklung nachhaltig zu fördern, wird auf die Auswahl und die 
Vorstellung der Kandidaten besonderer Wert gelegt. Vor allem geht es um 
die Vorstellung im jeweiligen Arbeitskollektiv. Die Auswahl, Nominierung 
und die Plazierung der Kandidaten auf dem Wahlvorschlag der Nationalen 
Front darf nicht als ein einfacher formaler Akt vollzogen werden. Sie sind 
ein Ausdruck der entwickelten sozialistischen Demokratie von überzeugender 
Kraft. Im Anschluß an die Wählervertreterkonferenzen muß eine Vielzahl 
differenzierter Veranstaltungen im kleinen Kreis dominieren. Jeder Werk­
tätige muß „seinen“ Kandidaten kennen, ihn befragen, sich mit ihm identifi­
zieren und ihn als den besten Volksvertreter seiner Wahl betrachten kön­
nen.
Die geforderte engere Verbindung zwischen Bürgern und Abgeordneten vor 
allem in den Städten wird auch dadurch unterstützt, daß die Zahl der Volks­
vertreter insgesarpt erhöht wird. Die Anzahl der Abgeordneten der Kreistage 
sowie der kreisangehörigen Städte über 40 000 Einwohner wird um 10 bis 
20 Prozent anwachsen. In den Stadtverordnetenversammlungen der Stadt­
kreise und Stadtbezirksversammlungen wird die Abgeordnetenzahl um 10 bis 
25 Prozent steigen. Dies entspricht den Vorschlägen zahlreicher örtlicher 
Volksvertretungen, auf diese Weise bessere Möglichkeiten für eine engere 
Verbindung zu der Bevölkerung zu schaffen.
Ausdruck sozialistischer Demokratie ist auch die Möglichkeit, dem Kandida­
ten Wähleraufträge zu erteilen. Bei uns gehört es von Anbeginn zu den 
Selbstverständlichkeiten, daß der Abgeordnete dem Auftrag seiner Wähler 
verpflichtet bleibt, ein Prinzip, um das demokratische Kräfte in kapitalisti­
schen Staaten noch immer vergeblich ringen. Allerdings können Wählerauf­
träge keine „Wunschpläne“ sein. Es sind bestimmte Kriterien zu beachten. 
Erstens muß der Auftrag sowohl den Interessen breiter Kreise der Bevölke­
rung als auch den volkswirtschaftlichen Möglichkeiten entsprechen. Jeder 
Vorschlag verlangt also die Prüfung auf seine Realisierbarkeit. Erst wenn 
diese Sichtung positiv ausfällt und Möglichkeiten zur Einordnung in den je­
weiligen Volkswirtschaftsplan vorhanden sind, kann der Wunsch als Wähler­
auftrag durch die zuständige Volksvertretung bestätigt werden.
Zweitens ist bei der Verwirklichung eines Wählerauftrages die Möglichkeit 
zur Erschließung zusätzlicher Reserven zu prüfen und ihre Nutzung zu 
sichern sowie die breite Einbeziehung der Bevölkerung zu organisieren. 
Drittens sind die Bürger nicht nur über die Bestätigung, sondern auch über 
den jeweiligen Stand der Erfüllung des Wählerauftrages zu unterrichten.
Am 19. Mai werden auch die 900 Richter und 100 000 Schöffen der Kreis­
gerichte sowie die Mitglieder der Schiedskommissionen gewählt. Sie haben 
unter der Führung unserer Partei große Anstrengungen bei der Erfüllung der 
vom VIII. Parteitag gestellten Aufgaben zur weiteren Festigung der Rechts­
sicherheit, Gesetzlichkeit sowie Gewährleistung einer hohen Ordnung und 
Sicherheit unternommen und dabei gute Erfolge erzielt. Sie verstärken die

Führende Rolle der 
Arbeiterklasse in den 
Volksvertretungen 
weiter erhöhen

Wahlen der Richter, 
Schöffen und 
Schiedskommissionen

245


